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Die Ko-Produktion von freiwilligen kommunalen 
Aufgaben mit Hilfe finanzieller 
Bürgerbeteiligungsmodelle unter Einbeziehung 
von Sparkassen und Kreditgenossenschaften 

Zusammenfassung 
Die Ko-Produktion von öffentlichen Aufgaben er-
fährt eine steigende Bedeutung in Deutschland. Die-
se Entwicklung hat auch Auswirkungen auf die un-
terschiedlichen Akteure in den Kommunen. In die-
sem Beitrag wird untersucht, inwiefern Sparkassen
und Kreditgenossenschaften im Rahmen ihrer insti-
tutionellen Vorgaben auf die Entwicklung der Ko-
Produktion mit Hilfe finanzieller Bürgerbeteili-
gungsmodelle reagieren könnten. Aufgrund des ge-
nossenschaftlichen Förderauftrags in Kombination
mit dem verbundsbedingten Regionalprinzip und des
öffentlichen Auftrags der Sparkassen ergeben sich 
handlungsrelevante Überschneidungen zwischen den
Vorgaben der Kreditinstitute und den Motiven der
beteiligten Bürger. Anhand der stakeholder-orien-
tierten Handlungsmaxime von Sparkassen und Kre-
ditgenossenschaften wird eine mögliche Positionie-
rung in Bezug auf die finanzielle Bürgerbeteiligung
abgeleitet. Ergänzt wird die Untersuchung durch die
Berücksichtigung weiterer gesellschaftlicher Verän-
derungen, die sich auch auf das Verhalten von Spar-
kassen und Kreditgenossenschaften auswirken wer-
den. 
 Zu Beginn des Beitrages werden die theoreti-
schen Hintergründe der kommunalen Aufgabenerfül-
lung durch Ko-Produktion erläutert. Es folgt eine in-
haltliche Einführung und Analyse von finanzieller
Bürgerbeteiligung aus Sicht der New Public Gover-
nance (NPG) Agenda. Anhand der Analyse der insti-
tutionellen Vorgaben von Sparkassen und Kreditge-
nossenschaften wird daran anschließend dargelegt,
dass die Institute zukünftig eine Förderung bzw. Be-
gleitung von finanziellen Bürgerbeteiligungsmodel-
len anstreben sollten. 

 Abstract 
The co-production of voluntary municipal tasks 
through citizen financial participation schemes with-
in the scope of German public savings banks and 
cooperative banks 
The co-production of public tasks has become more 
important in Germany in recent years. This develop-
ment impacts different stakeholders of a municipality. 
This paper analyses the institutional background of 
public savings banks and cooperative banks in the 
light of their prospective relationship to co-production 
through citizen financial participation schemes. The 
duty of cooperative banks to promote their members 
in combination with their regional focus and the public 
mission of German savings banks provide several ac-
tion-theoretical intersections with the motives of citi-
zens participating in such co-production schemes. This 
paper will derive a possible positioning of the banking 
institutions in relation to citizen financial participation 
from their stakeholder-oriented business models. In 
addition, the research will consider developments of 
civil society which might have an influence on the be-
havior of public savings banks and cooperative banks 
in the future. 
 The paper begins by presenting the theoretical 
framework of co-production as part of the provision 
of public services. Second, the article examines citi-
zen financial participation schemes as part of the 
New Public Governance (NPG) agenda. The analysis 
of the institutional background of the public savings 
banks and the cooperatives banks suggests that such 
banks should have a positive attitude to citizen fi-
nancial participation. It is shown that both institu-
tions should promote and support citizen financial 
participation schemes.  
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1 Einleitung und Zielsetzung 

Die Ko-Produktion von freiwilligen kommunalen Aufgaben durch hybride Organisatio-
nen aus dem öffentlichen, privaten und zivilgesellschaftlichen Sektor hat in den letzten 
Jahren eine steigende Bedeutung erfahren. Durch eine verschuldungsbedingte Ein-
schränkung der Handlungsfähigkeit einiger Kommunen in Deutschland und bereits sicht-
baren Entwicklungen der New Public Governance (NPG) in der deutschen Gesellschaft 
wird sich dieser Prozess auch in Zukunft fortsetzen (Röber/Redlich 2012). Viele dieser 
durch Ko-Produktion erfüllten Aufgaben werden partiell durch Bürgerbeteiligungsmo-
delle finanziert bzw. immer mehr Bürger engagieren sich durch die Überlassung von fi-
nanziellen Mitteln in der Zivilgesellschaft. Bei der finanziellen Bürgerbeteiligung han-
delt es sich um Organisationsformen, deren finanzielle Ausgestaltung durch Bürger aus 
der Kommune erfolgt. Durch die Beteiligung der Bürger kommt es zu einer Diversifizie-
rung und Demokratisierung des beteiligten Investorenkreises und zu einer Förderung des 
lokalen Engagements in der jeweiligen Kommune (National Advisory Board Deutsch-
land 2014, S. 47).  

In diesem Beitrag sollen zwei  Forschungsfragen beantwortet werden: Erstens, inwie-
fern sich Sparkassen und Kreditgenossenschaften mit ihrem Stakeholder-orientierten Ge-
schäftsmodell in Bezug auf die Ko-Produktion von freiwilligen kommunalen Aufgaben 
mit Hilfe von finanzieller Bürgerbeteiligung positionieren sollten bzw. wie sie diese un-
terstützen könnten. In der Literatur werden Sparkassen und Kreditgenossenschaften auf-
grund ihres vergleichbaren „impliziten Programmcodes“ auch als „ungleiche Zwillinge“ 
bezeichnet (Schulz-Nieswandt/Köstler 2012). Beide Bankengruppen zeichnet aus, dass sie 
zahlreiche Berührungspunkte zu den handelnden Akteuren und den Leitgedanken der fi-
nanziellen Bürgerbeteiligungsmodelle aufweisen. Während bei den Kreditgenossenschaf-
ten der genossenschaftliche Förderauftrag in Kombination mit ihrem Regionalprinzip im 
Vordergrund steht, wird das Handeln der Sparkassen an dem öffentlichen Auftrag ausge-
richtet. Aus dieser Fokussierung der beiden Geschäftsziele ist zweitens zu analysieren, 
inwiefern diese institutionellen Vorgaben, die eine nicht nur ausschließlich auf erwerbs-
wirtschaftliche Zwecke ausgerichtete Geschäftstätigkeit bedingen, den Umgang mit den 
finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen bestimmen. Ergänzend ist bei der Analyse zu 
berücksichtigen, welchen Einfluss die veränderten gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen auf die zukünftige Positionierung von Sparkassen und Kreditgenossenschaften haben. 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen wird der Status quo der freiwilligen Aufga-
benerfüllung in den deutschen Kommunen und der Einfluss ihrer Verschuldungssituation 
dargestellt. Anschließend werden die theoretischen Hintergründe der Ko-Produktion und 
der finanziellen Bürgerbeteiligung erläutert und in Bezug zu den Stakeholder-orientierten 
Vorgaben der Sparkassen und Kreditgenossenschaften gebracht. Im Forschungsprozess 
wurden explorative und deskriptive Forschungsmethoden eingesetzt. 

Zu Beginn der Untersuchung wurde der aktuelle Forschungsstand in Bezug auf Ko-
Produktion und finanzielle Bürgerbeteiligungsmodelle anhand einer breiten Analyse der 
vorliegenden Literatur identifiziert. Auf Basis einer interdisziplinären Ausrichtung wur-
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den einschlägige Publikationen aus dem Bereich der Wirtschafts-/Verwaltungswissen-
schaften, der Politikwissenschaft und der Rechtswissenschaften herangezogen und aus-
gewertet. Ergänzend konnten eigene Forschungsergebnisse zum Thema Ko-Produktion 
und finanzielle Bürgerbeteiligung berücksichtigt werden (Degenhart/Wessel 2015; Wessel 
2015). Im nächsten Schritt wurden die anwendbaren Rechtsquellen in Bezug auf den „Öf-
fentlichen Auftrag“ der Sparkassen und den Förderauftrag bzw. das Regionalprinzip der 
Kreditgenossenschaften bestimmt. Die identifizierten Paragraphen finden sich in den ein-
zelnen Sparkassengesetzen der Länder, z.B. im Niedersächsischen Sparkassengesetz 
(NSpG), und im deutschen Genossenschaftsgesetz (GenG). Mit Hilfe der Gesetzesinter-
pretation, eine in den Rechtswissenschaften angewendete Forschungsmethode, wurde eine 
auf den Grundsätzen der systematischen bzw. teleologischen Auslegung basierende Be-
trachtung der einschlägigen Normen vorgenommen (Beaucamp/Treder 2011, S. 32-50). 
Darauf aufbauend erfolgte eine Analyse und Interpretation der institutionellen Vorgaben 
der Sparkassen und Kreditgenossenschaften in Bezug auf die Förderung von finanziellen 
Bürgerbeteiligungsinstrumenten. Während des Forschungsverlaufs wurde in einem itera-
tiven Prozess bereits vorhandenes empirisches Material aus der Untersuchung von finan-
ziellen Bürgerbeteiligungsmodellen und Ko-Produktion von freiwilligen kommunalen 
Aufgaben berücksichtigt. Durch dieses Vorgehen konnten die deskriptiv-analytisch abge-
leiteten Ergebnisse des oben dargestellten Vorgehens durch die Berücksichtigung von 
Praxiswissen nachvollzogen werden, um eine praxisnahe Basis für die in diesem Beitrag 
vorgeschlagenen Unterstützungsaktivitäten zu erhalten. Die diesem empirischen Material 
zugrunde liegende Datenbasis wurde im Jahr 2013 durch insgesamt 29 explorative, leitfa-
dengestützte Experteninterviews mit Vertretern von in der Kommunalfinanzierung tätigen 
Banken und Beschäftigten bzw. Beratern von Kommunen, die alle im operativen Bereich 
in der Erfüllung kommunaler Aufgaben tätig sind, generiert. Die Gespräche wurden voll-
ständig transkribiert und mit Hilfe der Software ATLAS.ti qualitativ ausgewertet. Die 
Auswertung erfolgte nach dem von Gläser/Laudel vorgegeben Ablauf einer qualitativen 
Inhaltsanalyse (Gläser/Laudel 2010, S. 197-260). Der für diesen Beitrag gewählte explo-
rative und deskriptive Forschungsansatz wurde verwendet, um inhaltliche Zusammenhän-
ge zwischen der finanziellen Bürgerbeteiligung und der Einbeziehung von Sparkassen 
bzw. Kreditgenossenschaften erkennbar und sichtbar zu machen. 

2 Aktuelle Situation in Deutschland 

2.1 Erfüllung von freiwilligen kommunalen Aufgaben 

In den vergangenen Jahren entwickelten sich wechselnde Funktionsverständnisse des Staats 
bzw. der staatlichen Aufgabenerfüllung in der Praxis. Wurde der Staat in den 1970er-
Jahren noch als Wohlfahrtsstaat bezeichnet, so wird dieser zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
als ein „von Krisen getriebener Staat“ bzw. als „Digitaler Staat“ bezeichnet. Dabei kön-
nen zwei treibende Ursachen identifiziert werden: 

 
‒ Aufgrund der zunehmenden Verknappung öffentlicher Ressourcen (Abgaben) und zu-

gleich einem stetigen bzw. steigenden Ressourcenbedarf (der auch nicht durch Erhö-
hung oder Schaffung von neuen Abgaben gedeckt werden könnte), ergab bzw. ergibt 
sich eine wachsende Abhängigkeit vom Banken- und Kapitalmarkt mit der Folge ei-
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nes eingeschränkten Handlungs- und Gestaltungsspielraums von Politik und Verwal-
tung (Budäus 2012, S. 20-29). 

‒ Die fortschreitende Digitalisierung mit neuen Web 2.0-Anwendungen und sozialen 
Netzwerken sorgt für eine Neugestaltung der bisher bekannten Einfluss- und Kom-
munikationsstrukturen und Forderungen nach einer „Open Government“- und  „Open 
Data“-Kultur (Hilgers 2012). 
 

Beide Herausforderungen werden die zukünftige interdisziplinäre Forschung stark beherr-
schen. In Bezug auf diesen Beitrag steht der erstgenannte Aspekt im Vordergrund. Dabei 
wird eine weitere Eingrenzung auf einen speziellen Bereich der staatlichen Aufgabener-
füllung vorgenommen; die freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben der Kommunen. Bei 
diesen Aufgaben kann die Kommune selber darüber entscheiden, ob oder welche sie aus-
führt und wie die Aufgabenerfüllung geschehen soll. Diese Tatsache klassifiziert diese 
Aufgaben zum Kernstück kommunaler Selbstverwaltung (Rehm/Matern-Rehm 2010, 
S. 80). Die freiwilligen Aufgaben beruhen wesentlich auf der Erbringung von Dienstleis-
tungen und beinhalten nur beim Bau bzw. bei der Instandsetzung der Infrastruktur eine 
investive Komponente. Zu diesen hier im Vordergrund stehenden freiwilligen Aufgaben 
zählen z.B. der Betrieb von Sporteinrichtungen (Schwimmbäder, Sporthallen usw.) und 
Kultureinrichtungen (Museen, Theater usw.), aber auch der Betrieb von sozialen Einrich-
tungen wie Kitas  und Jugendheimen. Auch die öffentlichen Aufgaben, die im Zusam-
menhang mit der deutschen Energiewende stehen, können teilweise diesem Bereich zuge-
rechnet werden. Welche freiwilligen Aufgaben eine Kommune in Zukunft noch erfüllen 
wird, hängt wesentlich von der finanziellen Situation der jeweiligen Kommune ab. 

Die fiskalische Ausgangsituation vieler Kommunen in Deutschland kann als heraus-
fordernd beschrieben werden, insbesondere die Situation zahlreicher Kommunen in den 
Ländern Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland (Junkernheinrich 2010, 
S. 182). Die besondere Brisanz der kommunalen Haushaltskrise liegt insbesondere an der 
Zweckentfremdung der Kassenkredite, die ursprünglich für die Liquiditätssicherung vor-
gesehen waren, jetzt aber zur Finanzierung struktureller Defizite verwendet werden (Stol-
zenberg/Heinel 2013, S. 466). 

Die negativen Folgen von (fast) überschuldeten Kommunen zeigen sich in vielfacher 
Ausprägung: Ausbleiben von Ersatzinvestitionen, Personalabbau, Kürzungen bei freiwil-
ligen Aufgaben und ein eingeschränkter Handlungsspielraum für zukünftige kommunale 
Herausforderungen. Ein Verlust von materiellen kommunalen Angeboten führt langfristig 
zu einem Absinken der Attraktivität der Kommune (Standortnachteil) und damit auch zu 
einem Bevölkerungsrückgang. Als Folge werden noch weniger Einnahmen erzielt –  ein 
Teufelskreis entsteht bzw. eine Schuldenspirale beginnt sich zu drehen (Holtkamp/Kuhl-
mann 2012, S. 43-44). Um teilweise diese negative Entwicklung in einigen Kommunen 
zu durchbrechen bzw. Lösungsansätze zu entwickeln, könnten für die Erfüllung von frei-
willigen Aufgaben spezielle Kooperationsformen auf Basis der finanziellen Bürgerbetei-
ligung hinzugezogen werden.   

Im Rahmen der finanziellen Bürgerbeteiligung kommt es regelmäßig in der Praxis zur 
Gründung einer eigenständigen, unabhängigen Institution. Die folgende Diskussion in 
Bezug auf Ko-Produktion mit Hilfe finanzieller Bürgerbeteiligungsmodelle geht davon 
aus, dass jeweils eine spezielle kommunale Aufgabe bzw. ein eigenes Projekt finanziert 
werden soll, die/das als eine eigenständige rechtliche Einheit gesehen wird. Dieses steht 
im Widerspruch zum traditionellen Vorgehen in der kommunalen Haushaltsführung, in 
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der die meisten Finanzierungsinstrumente nicht zweckgebunden sind sondern als allge-
meine Deckungsmittel in den Haushalt der Kommune einfließen.1 Das beschriebene Ge-
samtdeckungsprinzip eines öffentlichen Haushaltsplans und die eher projektorientierte 
Sichtweise einer Bank, eines Bürgers bzw. eines Investors zeigen nicht nur die rechtlichen 
und betriebswirtschaftlichen Unterschiede in Bezug auf Finanzierungslösungen auf, son-
dern sind neben unterschiedlichen Governance Strukturen immer wieder Auslöser von 
Missverständnissen zwischen den Parteien. Diese Problematik ist in der zukünftigen Dis-
kussion von möglichen Ko-Produktionsansätzen in Theorie und Praxis zu beachten und 
muss für mögliche Lösungsvorschläge in der Zukunft berücksichtigt werden (Salomon 
2006, S. 143; Lang/Roessl 2011, S. 726-730). 

2.2 Öffentliche Aufgabenerfüllung durch Ko-Produktion in Kombination 
mit finanzieller Bürgerbeteiligung 

Aus der dargestellten Situation lässt sich eine veränderte Rolle der öffentlichen Hand bei 
der Aufgabenerfüllung beobachten. Nachdem in den vergangen 30 Jahren das Konzept 
des New Public Management (NPM) im Fokus stand, hat sich seit Mitte der 1990er-Jahre  
eine weitere Reformagenda entwickelt, die New Public Governance. Diese Agenda „setzt 
anstelle der Markt- und Wettbewerbsorientierung des NPM auf partnerschaftliche Koor-
dinationsstrukturen im Interesse einer kooperativen Gemeinwohlverwirklichung“ von öf-
fentlichen, privaten und zivilgesellschaftlichen Akteuren (Greiling 2014, S. 36). Dabei 
werden die gesellschaftlichen Akteure aktiv in die kommunale Problembewältigung ein-
gebunden, anstatt sie von oben herab zu steuern bzw. sie zu versorgen (Bogumil/Jann 
2009, S. 51). Für Röber/Redlich gehören die folgenden Punkte zu den Kernelementen der 
Public Governance (Röber/Redlich 2012, S. 172): 

 
‒ neue Arbeitsteilung zwischen Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft, 
‒ Staat als Anreger, Moderator und Gewährleister – anstelle des klassischen Obrigkeits-

staates, 
‒ Ergänzung der Steuerungsmodi „Hierarchie“ und „Markt“ um neue Formen der Steu-

erung, wie bspw. „Verhandlungen“ und „Selbstkoordination“, 
‒ verschwimmende Grenzen und Verantwortlichkeiten zwischen öffentlichem und pri-

vatem Sektor, 
‒ Leistungserbringung in (informalen) öffentlich-privaten Netzwerken, 
‒ Bürger als Mitglied von Solidargemeinschaften und als Ko-Produzent öffentlicher 

Leistungen, 
‒ Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements durch Schaffung der notwendigen Hand-

lungsspielräume und Beteiligungsmöglichkeiten an Planungs- und Entscheidungs-
prozessen im öffentlichen Sektor (z.B. durch Bürgerbefragungen, -versammlungen 
oder -entscheide). 
 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Bürger stärker partizipativ an Entschei-
dungsprozessen teilnehmen und  eine aktive Rolle als Ko-Produzent anstreben.2 In der Li-
teratur werden diese kommunalen Kooperationsformen unter dem Begriff der „Local 
Governance“ diskutiert. Hierunter werden innovative Verbindungen zwischen Staat, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft verstanden, die mit einer aktiveren Beteiligung von Bür-
ger/innen in Kooperation mit Wirtschaft und öffentlichem Sektor einhergehen (Walk/ 
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Dienel 2009, S. 196). Gerade in Bezug auf die Erfüllung der freiwilligen kommunalen 
Aufgaben bieten sich diese hybriden Partnerschaften an. Insbesondere der Aspekt, dass 
die Aufgaben lokal in der Kommune auftreten und diese auch in den meisten Fällen lokal 
erfüllt werden müssen, spricht für die Einbeziehung solcher Local Governance Arrange-
ments. Im Folgenden wird der Fokus daher auf die Einbeziehung der Bürger als Ko-
Produzent gelegt. 

Unter Ko-Produktion werden Organisationsformen verstanden, in denen Bürger öf-
fentliche Aufgaben autonom oder zusammen mit der öffentlichen Hand erfüllen (Pestoff 
et al. 2006, S. 592-592). Im Rahmen dieser Ko-Produktion kommt es in vielen Fällen 
auch zu einer Ko-Finanzierung bzw. einer vollständigen Finanzierung durch die Bürger. 
Die Ko-Finanzierung verstärkt bzw. unterstreicht auf der einen Seite das Engagement der 
beteiligten Bürger, auf der anderen Seite gibt es auch Bürgern die Möglichkeit der Parti-
zipation, denen es nicht möglich ist, sich ehrenamtlich aktiv an der Ko-Produktion zu be-
teiligen, aber die gewählte Form der Aufgabenerfüllung durch Überlassung von finanziel-
len Mitteln unterstützen möchten. Die Identifikation der Bürger mit ihrer finanziellen Be-
teiligung und auch die Möglichkeit, die Auswirkungen direkt in der lokalen Umgebung 
beobachten zu können, stellen einen weiteren Anreiz zur Beteiligung der privaten Haus-
halte dar (National Advisory Board Deutschland 2014, S. 38). 

Die hier beschriebene Form der Finanzierung könnte als „Finanzielle Bürgerbeteili-
gung“ bezeichnet werden. „Finanziell“, da Kapital zur Verfügung gestellt wird, und „Bür-
gerbeteiligung“, da dieses Kapital vom Kapitalgeber „Bürger“ für den Zweck der  Ko-Pro-
duktion von öffentlichen Aufgaben überlassen wird. Im Mittelpunkt dieser Abhandlung 
steht die Betrachtung der finanziellen Bürgerbeteiligung aus finanzwirtschaftlicher Sicht. 
Erste explorative Forschungsarbeiten beschäftigen sich mit einer Begriffsbestimmung 
(Holstenkamp/Degenhart 2013) bzw. stellen empirische Ergebnisse zum Thema finanziel-
le Bürgerbeteiligung in deutschen Kommunen mit mehr als 20.000 Einwohnern dar (Lenk 
et al. 2014). Ferner wurde auf Basis einer theoretischen Erläuterung von finanziellen Bür-
gerbeteiligungsmodellen als Teilbereich der New Public Governance ein Ansatz verfolgt, 
die charakteristischen Merkmale der finanziellen Bürgerbeteiligungsmodelle für die Er-
füllung von freiwilligen kommunalen Aufgaben zu identifizieren (Wessel 2015). Danach 
handelt es sich um eine finanzielle Bürgerbeteiligung, wenn folgende Kriterien zutreffen:  

 
‒ die öffentliche Aufgabe wird im Rahmen der Ko-Produktion erfüllt, 
‒ finanzielle Beteiligung der lokalen bzw. regionalen Bevölkerung erfolgt durch die 

Überlassung von Eigenkapital, 
‒ die Möglichkeit der Beteiligung steht allen Bürgern mit einem Wohnsitz in der loka-

len bzw. regionalen Umgebung offen, 
‒ eine Renditemaximierung steht nicht im Vordergrund der Beteiligungsentscheidung, 
‒ die rechtliche Organisationsstruktur stellt sicher, dass keine persönliche Haftung des 

Bürgers entstehen kann („nur die finanzielle Einlage haftet“). 
 

In Bezug auf Unternehmens- bzw. Organisationsformen der finanziellen Bürgerbeteili-
gung,3 die die oben genannten Kriterien erfüllen, sind folgende Typen geeignet, da sie 
entweder den demokratisch organisierten Unternehmensformen zuzurechnen sind oder 
geeignete gesellschaftsrechtliche Gestaltungsmerkmale bieten: 

 
‒ eingetragene Genossenschaften (e.G.), 
‒ kommunale Stiftungen und Bürgerstiftungen,4 
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‒ gemeinnützige GmbH (gGmbH), 
‒ GmbH & Co. KG-Modelle, 
‒ Förderorganisationen in der Rechtsform eines eingetragen Vereins (e.V.). 

 
Bei der Analyse der genannten Organisationsformen kann festgestellt werden, dass hier 
unter der finanziellen Bürgerbeteiligung primär Eigenkapitalinvestitionen mit einer Mit-
bestimmungsfunktion einzuordnen sind. Die demokratische Mitbestimmung ergibt sich 
entweder aus den speziellen Merkmalen der gewählten Rechtsform oder durch vertragli-
che Vereinbarung bzw. Berücksichtigung in der zugrunde liegenden Satzung. Dabei um-
fasst die demokratische Mitbestimmung noch nicht vollständig den Kern der finanziellen 
Bürgerbeteiligung. Zusätzlich sollte die finanzielle Bürgerbeteiligung auch im Rahmen 
des Impact Investing-Ansatzes analysiert werden.5 Impact Investing, eine Form der nach-
haltigen Geldanlage, bedeutet „investieren mit der gezielten Absicht, [eine] positive ge-
sellschaftliche Wirkung (soziale Rendite) sowie finanzielle Renditen zu erzielen“ (We-
ber/Scheck 2012, S. 8). Insbesondere der Aspekt der sozialen Rendite, gleichzusetzen mit 
dem sozialen Nutzen, den ein Anleger mit seiner Beteiligung erzielt und der nicht mone-
tär zu bewerten ist, lenkt den Fokus auf das genannte Kriterium der fehlenden Rendi-
temaximierung der finanziellen Bürgerbeteiligung. Hier wird oft von einem double-
bottom-line-Ansatz gesprochen, also eine Berücksichtigung von finanzieller und sozialer 
Rendite (Achleitner et al. 2011, S. 269-270). Ferner bezieht sich Impact Investment auf 
privates Investmentkapital, das in Form von Fremd- oder Eigenkapital zur Verfügung ge-
stellt wird (Schäfer/Mayer 2013, S. 148). 

Die Einteilung zwischen Eigenkapitalgeber und Fremdkapitalgeber kann auch als 
Einordnungskriterium zwischen einer engen bzw. weiten Begriffsbestimmung der finan-
ziellen Bürgerbeteiligungsformen herangezogen werden. Zeichnet der Bürger Anteile, tritt 
er einem Verein bei oder stiftet er einen Geldbetrag, überlässt er der Organisation (= Ka-
pitalnehmer) Kapital und erhält Eigentümer- bzw. Mitgliedsrechte. In den meisten Fällen 
hat der Kapitalgeber keinen direkten Anspruch auf eine spätere Rückzahlung seines Gel-
des, aber eine Rückgabe bzw. Verkauf der Anteile ist möglich. Die dargestellten Vorgän-
ge können als Überlassung von Eigenkapital bezeichnet werden. Eine enge Begriffsbe-
stimmung der finanziellen Bürgerbeteiligung, wie sie in diesem Beitrag verwendet wird, 
bezieht sich daher auf die Position des Bürgers als Eigenkapitalgeber einhergehend mit 
den spezifischen Eigenschaften von Eigenkapital, wie z.B. eines möglichen vollständigen 
Verlust des eingesetzten Kapitals in der Insolvenz (siehe Abbildung 1). In einer weiten 
Auslegung des Begriffs der finanziellen Bürgerbeteiligung gehören auch Formen dazu, in 
dem der Bürger sich mit Kapital beteiligt, aber einen direkten Rückzahlungsanspruch be-
sitzt. In diesen Fällen hat er die Position eines Fremdkapitalgebers, er gibt sozusagen der 
Organisation (= Kapitalnehmer) einen Kredit und wird Gläubiger. Solche Kredite werden 
als Bürgerkreditmodelle, Bürgeranleihen, Schuldverschreibungen, Inhaberschuldverschrei-
bungen, stille Beteiligungen, Genussrechte/Genussscheine oder nachrangige Darlehen be-
zeichnet (Lenk et al. 2014, S. 28-30; Hainzer et al. 2014; Degenhart/Schomerus 2013, 
S. 184).6 
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Abbildung 1: Einordnung der finanziellen Bürgerbeteiligungsmöglichkeiten 

Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass es in den letzten Jahren zu einer steigenden Be-
deutung der finanziellen Bürgerbeteiligung gekommen ist und sich diese Entwicklung, 
basierend auf den in diesem Beitrag dargestellten Gründen, weiter fortsetzen könnte.7 Das 
Potenzial für die Bürgerbeteiligung durch Genossenschaften für die Erfüllung kommuna-
ler Aufgaben wird grundsätzlich gesehen (Ringle 2010b; S. 18; Karner et al. 2010). Zu 
beachten ist dabei, dass eine genaue Zukunftsprognose schwierig ist, da es zwar Tenden-
zen gibt, die aufzeigen, das gerade im ländlichen Raum neue Selbstorganisationsimpulse 
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noch keine aktuellen Zahlen zur Anzahl von finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen 
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Somit wird im Folgenden die institutionelle Ausgangslage („impliziter Programmcode“) 
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auf die finanzielle Bürgerbeteiligung abzuleiten. 
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3 Ausgangslage Sparkassen und Kreditgenossenschaften 

Das deutsche Bankenwesen charakterisiert eine Drei-Säulen-Struktur. Eine Säule bilden 
die Kreditbanken, eine zweite der Sparkassensektor und die dritte umfasst den Kreditge-
nossenschaftssektor (Hartmann-Wendels et al. 2015, S. 27-42). Sparkassen und Kreditge-
nossenschaften stehen aufgrund ihres jeweiligen speziellen Auftrages, der besonders 
kompatibel mit den Entwicklungen der New Public Governance in Deutschland scheint, 
im Fokus dieses Beitrages. Insbesondere die Berücksichtigung des öffentlichen Auftrags 
der Sparkassen und, in Bezug auf die Kreditgenossenschaften, die Auswirkungen ihres 
Mitgliederförderungsauftrags in Kombination mit dem Regionalprinzip, legt nahe, dass 
neben der Gewinnerzielungsabsicht noch andere Motive im Rahmen ihrer Geschäftstätig-
keit existieren. Schulze-Nieswandt/Köster stellen dazu fest, dass beide Institutsgruppen 
sich „aus formgebundener Kultur der Gemeinwohl-Wertschätzung heraus zum sozialen 
Engagement“ ausrichten (Schulze-Nieswandt/Köster 2012, S. 353; auch Brämer et al. 
2010, S. 325-326). Im nächsten Schritt werden die beiden Handlungsmotive – öffentlicher 
Auftrag der Sparkassen und Förderauftrag in Kombination mit dem Regionalprinzip der 
Kreditgenossenschaften – separat dargestellt und analysiert. Basierend auf den Erkennt-
nissen wird versucht, Positionierungsmöglichkeiten für beide Bankengruppen in Bezug 
auf finanzielle Bürgerbeteiligungsmodelle abzuleiten und mögliche Einschränkungen 
bzw. neue gesellschaftliche Rahmenbedingung zu identifizieren. 

3.1 Sparkassen: öffentlicher Auftrag 

Der öffentliche Auftrag ist ein vielschichtiger (Sammel-) Begriff. Im Kern sagt dieser aus, 
dass die Sparkassen mit der Wahrnehmung von öffentlichen Interessen betraut sind. Die 
Ausgestaltung dieses Auftrages ist nicht statisch zu sehen, sondern die Ausprägungen des 
Auftrages können sich im Zeitablauf verändern, so wie es auch zu einer Veränderung der 
öffentlichen Aufgaben kommt (Degenhart/Wessel 2015, S. 11; Seckelmann 2008, S. 269). 
Formal findet sich der öffentliche Auftrag in den Sparkassengesetzen der Länder bzw. 
wird näher in den entsprechenden Sparkassenverordnungen erläutert.8 Dem öffentlichen 
Auftrag liegt das Prinzip der Gemeinnützigkeit zugrunde. Die Gemeinnützigkeit der Spar-
kassen findet sich explizit in § 40 Abs. 1 (3) KWG: „[…] insbesondere eine am Gemein-
wohl orientierte Aufgabenstellung und eine Beschränkung der wesentlichen Geschäftstä-
tigkeit auf den Wirtschaftsraum, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat […]“ und in ei-
ner Entscheidung vom Bundesverfassungsgericht (BVerfGE) aus dem Jahr 1994: „So sol-
len [die Sparkassen] insbesondere den Sparsinn der Bevölkerung wecken und fördern, ihr 
Gelegenheit zur sicheren Geldanlage geben und der Kreditversorgung unter besonderer 
Berücksichtigung des Mittelstandes und der wirtschaftlichen Bevölkerungskreise dienen“ 
(2BvR 1547/85). Im wissenschaftlichen Diskurs haben sich fünf Charakteristika zur Be-
stimmung des öffentlichen Auftrages herausgebildet (Brämer et al. 2010, S. 321-326): 

 
‒ Gewährleistungsfunktion, 
‒ Förderfunktion, 
‒ Hausbankfunktion, 
‒ Struktursicherungsfunktion, 
‒ Wettbewerbssicherungsfunktion. 
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Im Folgenden werden die einzelnen Funktionen kurz vorgestellt und erläutert: 

Gewährleistungsfunktion 
Unter der Gewährleistungsfunktion der Sparkassen wird die Versorgung des Geschäftsge-
biets mit geld- und kreditwirtschaftlichen Leistungen verstanden. Insbesondere das Vor-
halten von margenschwachen Bankprodukten und eine Grundversorgung mit Bankdienst-
leistungen zu angemessen Preisen, auch in dünn besiedelten oder strukturschwachen Ge-
bieten, wird unter dieser Funktion subsumiert (Gärtner 2008, S. 109).  

Förderfunktion 
Die Förderfunktion hat ihren Ursprung in der historisch bedingten Sparkassenidee, die 
auch Kleinanlegern eine sichere Anlagemöglichkeit bieten sollte. Im Laufe der Zeit hat 
sich daraus eine Förderung des Sparens entwickelt, ökonomisch ausgedrückt, „die Förde-
rung der Vermögensbildung eröffnet auch einkommensschwachen Bevölkerungsschichten 
die Möglichkeit zur intertemporalen Konsumentscheidung und damit zur Maximierung 
ihrer individuellen Wohlfahrtsfunktion“ (Brämer et al. 2010, S. 322).  

Hausbankfunktion 
Die Hausbankfunktion, einschließlich der Kommunalberatungsfunktion, besagt, dass die 
Sparkassen sowohl die öffentliche Hand mit Kommunalkrediten und sonstigen kreditwirt-
schaftlichen Leistungen versorgen sollen, als auch den in ihrem Geschäftsgebiet ansässi-
gen kleinen und mittelständischen Unternehmen eine umfassende Kreditversorgung ge-
währen sollen (§ 4 Abs. 1 NSpG). Hier zeigt sich das dem öffentlichen Auftrag zugrunde 
liegende Regionalprinzip, das besagt, dass Kredite im Grundsatz nur an Kreditnehmer wie 
öffentliche Institutionen, Unternehmen oder Personen im jeweiligen Geschäftsgebiet der 
Sparkassen zu vergeben sind. 

Struktursicherungsfunktion 
Unter der Struktursicherungsfunktion wird die flächendeckende Existenz von Sparkassen 
–  insbesondere auch in strukturschwachen Regionen –  verstanden. Durch die dezentrale 
Aufstellung der Sparkassen ist sichergestellt, dass die gesammelten Einlagen zur Finan-
zierung regionaler Kreditnehmer eingesetzt werden (Gärtner 2008, S. 109). Unter der 
Struktursicherungsfunktion wird auch das Engagement der Sparkassen im Bereich der 
kulturellen und sozialen Förderung eingeordnet. Dieses sind Fördermaßnahmen im Be-
reich Kunst und Kultur, Forschung und Wissenschaft, Umwelt, Sport, Soziales usw. 
(Haasis 2009, S. 8).  

Wettbewerbssicherungsfunktion 
Der Wettbewerbssicherungsauftrag beinhaltet die Annahme, dass Sparkassen aufgrund ih-
rer flächendeckenden Präsenzen Monopol- bzw. Oligopolstellungen im deutschen Ban-
kenmarkt entgegenwirken und den Wettbewerb stärken. In Bezug auf die Möglichkeit der 
Ko-Produktion und der Einbeziehung von finanzieller Bürgerbeteiligung haben die Aus-
wirkungen der Wettbewerbssicherungsfunktion insofern Bedeutung, als dass fast jede 
Kommune in Deutschland in einem Geschäftsgebiet einer Sparkasse liegt und somit loka-
le Ansprechpartner in der jeweiligen Sparkasse vorhanden sind. 
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3.2 Kreditgenossenschaften: Förderauftrag und Regionalprinzip 

Volks- und Raiffeisenbanken (nachfolgend als Kreditgenossenschaftsbanken bezeichnet) 
basieren auf tradierten Grundwerten, die den Kern von Genossenschaften bilden. Als 
oberste Leitmaxime steht die Förderung der Mitglieder. Ferner setzt sich die Genossen-
schaftsidee aus den Prinzipien von Selbsthilfe, Selbstverantwortung und Selbstverwaltung 
(Demokratieprinzip) und dem Identitätsprinzip zusammen (Ringle 2013a). Das bei den 
Sparkassen vorhandene Regionalprinzip findet sich auch in ähnlicher Form bei den Kre-
ditgenossenschaften wieder. Im Folgenden werden Charakteristika und Prinzipen kurz 
vorgestellt und erläutert: 

Förderauftrag/Genossenschaftsidee 
Der Förderauftrag der Kreditgenossenschaften findet sich in § 1 Abs. 1 Genossenschaft-
gesetz (GenG), in dem Genossenschaften als „Gesellschaften von nicht geschlossener 
Mitgliederzahl, deren Zweck darauf gerichtet ist, den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer 
Mitglieder oder deren soziale oder kulturelle Belange durch gemeinschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb zu fördern“ definiert werden. Förderung bedeutet dabei, dass eine Besser-
stellung der Mitglieder gegenüber Dritten erreicht wird. Dabei kann die Förderung in eine 
ideelle, ökonomische und sozial/kulturelle Förderung eingeteilt werden. Eine ideelle För-
derung der Mitglieder von Kreditgenossenschaften kann z.B. in der Erklärungsbedürftig-
keit und individueller Anpassung von aktuell am Markt angebotenen Bankdienstleistun-
gen bestehen. Die ökonomische Förderung spiegelt sich in der direkten finanziellen För-
derung der Mitglieder, z.B. durch die Vergabe von Krediten, wider. Die soziale/ kulturelle 
Förderung der Mitglieder zeigt sich oft durch die Sponsoringmaßnahmen der lokalen 
Kreditgenossenschaft in Bezug auf Kunst-, Kultur- und Sportaktivitäten im Ort. 

Prinzipien von Selbsthilfe, Selbstverantwortung und Selbstverwaltung 
(Demokratieprinzip) 
Die Mitglieder einer Kreditgenossenschaft verfolgen durch kollektive Selbsthilfe eine 
Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der einzelnen Mitglieder. Inwiefern 
der Grundgedanke der Selbsthilfe und die damit verbundenen Prinzipien einen Einfluss 
auf die finanzielle Bürgerbeteiligung haben, steht im Fokus der späteren Diskussion. Un-
ter dem Prinzip der Selbstverantwortung wird der Gedanke der Solidarhaftung sichtbar. 
Die Mitglieder stehen im Umfang ihrer in der Satzung festgelegten Haftungspflicht für 
die Verbindlichkeiten ihrer Genossenschaft persönlich ein. Der Grundsatz der Selbstver-
waltung sagt aus, dass die Mitglieder einer Kreditgenossenschaft ihre Genossenschaft 
mittels Willensbildung und Kontrolle in Eigenregie leiten. In der Literatur wird dieses 
Prinzip auch als Demokratieprinzip bezeichnet (Klemisch/Vogt 2012, S. 23). 

Identitätsprinzip 
Das Identitätsprinzip stellt ein wesentliches Kriterium für eine Genossenschaft dar. Die 
Mitglieder/Eigentümer einer Kreditgenossenschaft sind auch gleichzeitig Kunden der 
Bank. Das bedeutet, dass Geschäftspartner und Kapitalgeber im Idealfall die gleichen 
Personen sein sollen, d.h. eine synchrone Träger- und Nutzerfunktion der genossenschaft-
lichen Mitglieder ist gegeben (Tschöpel 2013, S. 16). In Bezug auf die Kreditgenossen-
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schaften hat das Identitätsprinzip im Laufe der Jahre zunehmend an Bedeutung verloren. 
Insbesondere die steigende Anzahl der Dienstleistungsgeschäfte mit Nicht-Mitgliedern 
zeigt diese Entwicklung. 

Regionalprinzip 
Das Regionalprinzip der Kreditgenossenschaften besagt, dass jeweils nur eine Kreditge-
nossenschaft in einer Region tätig ist und stellt mit dem bereits erwähnten Regionalprin-
zip der Sparkassen eine Gemeinsamkeit beider Bankengruppen dar. Das Regionalprinzip 
der Kreditgenossenschaften ist gesetzlich nicht verankert, es ergibt sich aus deren Zuge-
hörigkeit zu einem Verbund und den damit einhergehenden Verpflichtungen (Aschhoff/ 
Henningsen 1995, S. 79-88). Durch das Regionalprinzip soll der gegenseitige Wettbewerb 
der in diesem Verbund zusammengeschlossenen Kreditgenossenschaften auf regionaler 
Ebene eingeschränkt bzw. ausgeschlossen werden (Gärtner 2008, S. 131). 

4 Diskussion 

Nachdem die zugrundeliegenden Handlungsmaximen von Sparkassen und Kreditgenos-
senschaften dargestellt wurden, wird in einem nächsten Schritt die Positionierung in Be-
zug auf finanzielle Bürgerbeteiligungsmodelle diskutiert. Um den Kontext noch einmal 
aufzuzeigen, wird auf Abbildung 2 verwiesen. Dabei soll verdeutlicht werden, dass Spar-
kassen als öffentlich-rechtliche Finanzinstitute dem Öffentlichen Sektor zuzurechnen sind 
und die Kreditgenossenschaften aufgrund ihrer „erkennbar primär privaten (d.h. auf ihre 
Mitglieder bezogenen) Geschäftsinteressen“ dem privaten Sektor (Brämer et al. 2010, S. 
312, auch Theurl 2004, S. 954). Beiden gemein ist, dass sie aufgrund unterschiedlichster 
Entwicklungen in ihrem jeweiligen gesellschaftlichen Sektor und zusätzlich durch ver-
stärkende Veränderungen im Bereich der Zivilgesellschaft eine Rolle in der weiteren 
Verbreitung der finanziellen Bürgerbeteiligungsmodelle spielen können. 

Eine theoretische Einordnung dieser Thesen und daraus abgeleitete mögliche Maß-
nahmen für den zukünftigen Umgang der Sparkassen und Kreditgenossenschaften mit fi-
nanzieller Bürgerbeteiligung steht im Mittelpunkt der folgenden Ausführungen: 
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Abbildung 2: Treiber für die Entwicklung von finanzieller Bürgerbeteiligung 

Quelle: eigene Darstellung basierend auf Nicholls und Pharoah 2008, S. 7 
 
Für die Zukunft bedeuten die beobachtbaren Entwicklungen, dass sich Strukturen einer 
neuen Verantwortung zeigen, d.h. Kooperationsbeziehungen, in denen sich die Akteure 
aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Bürger zusammenschließen, 
um kommunale Herausforderungen anzugehen. Dabei wird der Ansicht von Backhaus-
Maul gefolgt, der „… eine grundlegende Neuausrichtung in der Aufgaben- und Rollen-
verteilung von Wirtschaft, Staat und Zivilgesellschaft sowie den damit verbundenen 
,Spielregeln‘ in einer sich wandelnden Gesellschaft“ identifiziert (Backhaus-Maul  2010, 
S. 79). Pointiert betrachtet bedeutet dieses den Wechsel von einem (sozial-) staatlich ba-
sierten Korporatismus mit einem Vorherrschen von Verbänden hin zu einer polyzentri-
schen Gesellschaft, in der Zivilgesellschaft und Wirtschaft bzw. Unternehmen und Non-
profit Organisationen in erheblichem Maße in der Erstellung von (freiwilligen) kommuna-
len Aufgaben involviert sind (ebenda, S. 79). Was bedeutet diese Entwicklung nun für das 
Vorgehen von Sparkassen und Kreditgenossenschaften? Aus Sicht einer gesellschaftsori-
entierten Bankbetriebslehre kann eine gesellschaftliche Verantwortung von Sparkassen 
und Kreditgenossenschaften aus unterschiedlichen Theorien und Ansätzen abgeleitet wer-
den. Zuerst wird untersucht, ob sich aus den institutionellen Rahmenbedingungen Hin-
weise für den Umgang mit finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen finden. Ergänzend 
wird geprüft, ob sich noch weitere Handlungszwänge durch gesellschaftliche Verpflich-
tungen der Sparkassen und Kreditgenossenschaften für den zukünftigen Umgang mit fi-
nanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen ableiten lassen. 

Als erstes werden die Überlegungen in Bezug zu den Kreditgenossenschaften gesetzt, 
wobei das Prinzip der Mitgliederförderung und die strategische Auswirkungen des Regio-
nalprinzips von Bedeutung für die Förderung der finanziellen Bürgerbeteiligung sein 
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könnten. Das erstrebenswerte Ziel einer Genossenschaft ist es, den Nutzen und den Vor-
teil ihrer Mitglieder in den Vordergrund zu stellen. Dazu muss eine Kreditgenossenschaft 
z.B. allgemeine Bankprodukte und Finanzdienstleistungen bereitstellen, die ihre Mitglie-
der benötigen bzw. nachfragen (Folz 1997, S. 111). Zu untersuchen ist daher, ob neben 
der Mitgliederförderung sich auch eine Verantwortung für das Gemeinwesen ergibt. In 
der genossenschaftlichen Literatur beantworten Wissenschaftler verschiedener Diszipli-
nen diese Frage mit einem klaren Nein: Es gibt keinen bzw. nur einen minimalen gesell-
schaftlichen Auftrag bei den Genossenschaften, der sich aus der Mitgliederförderung er-
geben kann.9 Insbesondere weist Göler von Ravensburg darauf hin, dass gerade in der 
Vergangenheit die Kreditgenossenschaften und der genossenschaftliche Finanzverbund 
sich explizit von einem gesellschaftlichen Auftrag distanziert haben und nicht in Verbin-
dung zu Gemeinwirtschaft und Gemeinnützigkeit gebracht werden wollten (Göler von 
Ravensburg 2010, S. 32). Ferner wird in der Literatur festgestellt, dass erwerbswirtschaft-
lich orientierte Kreditgenossenschaften, entgegen dem sich aus ihrem institutionellen 
Rahmen ergebenden Mitgliederförderauftrag, sich „ausschließlich oder doch dominant 
den Interessen der Manager [Vorstände der Kreditgenossenschaften] verpflichtet“ sind 
(Alich et al. 2010, S. 138). Dieses Verhalten kann aus der besonderen Sozialstruktur der 
Genossenschaften, die auch auf Kreditgenossenschaften übertragen werden kann, erklärt 
werden. Dabei spricht Fürstenberg von einem Dualismus der Sozialstruktur, wenn er sagt, 
dass auf der einen Seite die Mitglieder der Kreditgenossenschaft als Verband oder als 
Personenvereinigung zu sehen sind und in Bezug auf die Mitarbeiter und Vorstände die 
Kreditgenossenschaft als leistungsorientiertes Zweckgebilde betrachtet werden kann 
(Fürstenberg 1995, S. 22). Einhergehend mit diesem Dualismus ergeben sich somit auto-
matisch unterschiedlich Zielvorstellungen und Interessen der beiden Gruppen (Dülfer 
1995, S. 201-208). Für die hauptberuflichen Vorstände steht der Markterfolg der Kredit-
genossenschaft im Vordergrund und damit auch teilweise ihre erfolgsabhängige Vergü-
tung, für die Mitglieder sollte ihre Förderung das entscheidende Kriterium darstellen. In 
diesem Beitrag kann nicht weiter darauf eingegangen werden, wie diese divergierenden 
Ziele generell kompatibel gemacht werden können, sondern es wird dargestellt, wie diese 
spezielle Situation sich auf die Förderung der finanziellen Bürgerbeteiligungsmodelle 
auswirken kann. 

Wie dargelegt existiert grundsätzlich keine Gemeinwohlorientierung der Kreditgenos-
senschaften aus dem Prinzip der Mitgliederförderung, so dass sich die institutsspezifische 
Begründung für eine Unterstützung der finanziellen Bürgerbeteiligung  aus einem anderen 
Sachverhalt ergeben könnte, der im Idealfall die Ziele aller beteiligten Stakeholder, das 
wären Mitglieder, Vorstand und Mitarbeiter der Kreditgenossenschaft und die Initiatoren 
der finanziellen Bürgerbeteiligung, berücksichtigt. Eine Lösung könnte aus dem Regio-
nalprinzip der Kreditgenossenschaften abgeleitet werden. Dieses Prinzip besagt, dass nur 
eine Kreditgenossenschaft in einer Kommune am Markt tätig ist. Hieraus hat eine Kredit-
genossenschaft, vertreten durch den Vorstand, ein starkes Interesse am Bestehen und an 
der zukünftigen Weiterentwicklung ihrer Kommune in Richtung einer attraktiven und le-
benswerten Gemeinschaft, um weiterhin erfolgreich am Markt bestehen zu können. Die 
Ziele des Vorstands einer Kreditgenossenschaft können in mitglieder- bzw. kundenorien-
tierte Ziele und eher unternehmensorientierte Ziele eingeteilt werden (Roth 2006a, S. 99-
104). Die Verbesserung der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen durch die Förderung 
von finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen kann dabei allen drei Zielbereichen zuge-
ordnet werden. Durch die Aufrechterhaltung von Freizeitangeboten und Infrastrukturein-
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richtungen bleibt die Kommune attraktiv für Bürger und Wirtschaftsunternehmen, die 
wiederum die Grundlage für positive Geschäftsaussichten bilden. Weiterhin ergeben sich 
durch die Unterstützung der finanziellen Bürgerbeteiligung Nutzenpotentiale im Hinblick 
auf die Reputations- und Kommunikationsziele und mitarbeiterorientierte Ziele. Insbe-
sondere die eigenen Mitarbeiter stehen im Fokus, da diese bei vielen Kreditgenossen-
schaften oft in der räumlichen Nähe zu ihrem Arbeitsplatz wohnen. Die Beteiligung ihres 
Arbeitgebers an lokalen finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen könnte ihre Motivation 
steigern und insbesondere zu einer höheren Identifikation mit dem jeweiligen Arbeitgeber 
führen. Die Mitglieder der Kreditgenossenschaft könnten ebenfalls durch die Förderung 
einer finanziellen Bürgerbeteiligung profitieren, da ihre Heimatkommune weiterhin Dienst-
leistungen aus dem Bereich der freiwilligen kommunalen Aufgaben im Rahmen der Ko-
Produktion anbieten könnte, die im Normalfall den Sparbemühungen zum Opfer fallen 
würden. 

Aus Sicht der Sparkassen könnte eine Förderung grundsätzlich aus dem oben be-
schriebenen öffentlichen Auftrag abgeleitet werden. Insbesondere die Hausbankfunktion 
und die Struktursicherungsfunktion als Bestandteil des öffentlichen Auftrages stellen die 
regulatorischen Rahmenbedingungen für die Sparkassen dar, um einen inhaltlichen Bezug 
zu den finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen aufzubauen. Im Folgenden wird dieser 
Aspekt anhand des Regionalprinzips der Sparkassen diskutiert, das sich in beiden Funkti-
onen wiederfindet. Ferner wird dargestellt, wie eine Unterstützung der zivilgesellschaftli-
chen Bürgerbeteiligungsmodelle aussehen kann. 

Das Regionalprinzip besagt, dass in der Region angespartes Geld von den Sparkassen 
in Kredite für die regionale Wirtschaft im Ausleihbezirk umgewandelt werden soll.10 In 
ähnlicher Form findet sich dieses Prinzip auch bei den finanziellen Bürgerbeteiligungs-
modellen wieder; beteiligen sich Bürger an finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen, 
fließt das Geld nicht in die heimische Wirtschaft, sondern wird für die Erfüllung öffentli-
cher Aufgaben in der Kommune eingesetzt. Durch die direkte Beteiligung an einer der 
Ko-Produktion von kommunalen Aufgaben verpflichteten Organisationsform wird eine 
regionale bzw. in den meisten Fällen sogar eine lokale Wertschöpfung geschaffen. Es er-
folgt kein Abfluss von Liquidität aus der Kommune, sondern die finanziellen Geldmittel 
werden zur öffentlichen Aufgabenerfüllung genutzt. 

Ferner sorgt das Regionalprinzip dafür, dass durch die regionale Kreditvergabe be-
lastbare Informationen über den strukturellen Zustand der Kommune/Region vorliegen. 
Sparkassen können mit ihrem vorhandenen Erfahrungswissen zu einer kostengünstigen 
und effizienten Organisation der kommunalen Aufgabenerfüllung beitragen. Sie sind in 
der Lage, wettbewerbsfähige Potenziale vor Ort zu erkennen, können diese entwickeln 
und mit innovativen Finanzierungsinstrumenten, wie z.B. der Einbeziehung von finanziel-
ler Bürgerbeteiligung, unterstützen (Gärtner 2008, S. 129). Die entscheidende Frage ist 
dabei, ob ein intrinsischer Anreiz für die Sparkassen vorliegt, sich aktiv in diesem Prozess 
zu beteiligen. Dieses kann positiv beantwortet werden, und die Antwort wird ebenfalls 
aus dem Regionalprinzip abgeleitet: 

Durch die Begrenzung der Geschäftstätigkeit der Sparkassen auf das Gebiet ihrer 
Träger bemühen sich die Sparkassen schon aus Eigeninteresse, leistungsfähige Wirtschafts-
strukturen und ein umfassendes Angebot kommunaler Dienstleistungen für die Bürger in 
der Kommune aufrechtzuerhalten, so dass die Kommune/ Region nicht an Attraktivität für 
Unternehmen verliert und als aktueller bzw. potenzieller Wohnort der Bürger weiterhin in 
Frage kommt. Dieses Verhalten führt zu einer Interessenidentität von Sparkasse, lokalen 



376 Frank Wessel 

Unternehmen und Bürgern, was wiederum eine Mobilisierung von regionalen Entwick-
lungspotentialen zur Folge hat (Ashauer 1997, S. 129-130). Aus dieser Konstellation er-
geben sich die benötigten Rahmenbedingungen, aus denen sich ableiten lässt, dass Spar-
kassen sich aktiv bei der Unterstützung von finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen im 
Bereich der Ko-Produktion beteiligen könnten.11 

Nachdem ein Bezug zu den institutionellen Vorgaben hergestellt worden ist, soll er-
gänzend erläutert werden, inwiefern sich mögliche Verpflichtungen für die Kreditgenos-
senschaften und Sparkassen aus gesellschaftlichen Anforderungen, hier dem Corporate 
Citizenship (CC), ergeben. Dabei wird Corporate Citizenship als ein Teilaspekt und Kon-
kretisierung der Corporate Social Responsibility (CSR) verstanden und umfasst Bereiche 
wie das Corporate Giving, Corporate Volunteering, Corporate Community Investment 
oder die kaufmännische Betreuung von Nonprofit-Organisationen (Schaltegger 2011, 
S. 188-189). Die in diesem Beitrag genannten Argumente bauen auf den Feststellungen 
von Schulz-Nieswandt/Köster auf, die vorbringen, dass im Kontext von „Corporate Citi-
zenship-Denk- und Praxisansätzen“ die CSR-Aktivitäten sowohl bei den Sparkassen wie 
auch bei den Kreditgenossenschaften eine steigende Aufmerksamkeit und Bedeutung ge-
nießen und insgesamt schon von einer neuen CSR-Bewegung ausgegangen werden kann 
(Schulz-Nieswandt/Köster 2012, S. 351). Das spezifische Konzept Corporate Citizenship 
basiert auf der pluralistisch geprägten Stakeholder-Management-Theorie und der Theorie 
des Sozialen Kapitals, die beide auf einer Kombination von unternehmerischem und ge-
sellschaftlichem Nutzen aufbauen.12 Forschungsergebnisse zeigen, dass eine Gemeinwohl-
orientierung, wie sie im Corporate Citizenship-Ansatz von Kreditgenossenschaften gege-
ben ist, zur Förderung der Mitglieder und des Genossenschaftsbetriebs beiträgt (Roth 
2006b). 

Für die Kreditgenossenschaften ist für ihren Umgang mit Corporate Citizenship, auch 
als Cooperative Citizenship im genossenschaftlichen Kontext bezeichnet, zu berücksich-
tigen, dass ihr bürgerschaftliches Engagement in einer komplementären Beziehung zum 
angestrebten Markterfolg bzw. zur Mitgliederförderung, den zwei Schwerpunkten des 
oben genannten Zielsystems der Kreditgenossenschaft, steht (Ringle 2010a, S. 182-183). 
Mögliche Corporate Citizenship- Maßnahmen müssen daher auch einen Nutzen für die 
Kreditgenossenschaft bringen. Beispielweise könnte durch die Versorgung von struktur-
schwachen Regionen mit Finanzprodukten, insbesondere auch von wirtschaftlich und so-
zial schwachen Personen, ein Zuwachs an positiver Einstellung und Vertrauen gegenüber 
der Kreditgenossenschaft durch die Mitglieder und übrigen Einwohner der Kommune er-
zielt werden. Anhand einer quantitativen Erhebung kann Hatak nachweisen, dass diese 
Maßnahmen auch von den Mitgliedern als wertschaffend und als indirekte Mitgliederför-
derung gesehen werden (Hatak 2013, S. 621-627). Hierzu muss ein transparentes, regio-
nales und unkompliziertes Vorgehen der Kreditgenossenschaft zu Grunde liegen, das in-
formierte Mitglieder/Kunden leicht  als reine Imagekampagne identifizieren können. Er-
gänzend dienen solche echten CSR-Maßnahmen dem Aufbau des sozialen Kapitals in ei-
ner Region, das mit positiven Effekten für die Kreditgenossenschaft einhergeht (Roth 
2006a, S. 73-75). Durch die Förderung von finanziellen Bürgerbeteiligungsgesellschaften 
könnte ein potenzieller Nutzen für die Kreditgenossenschaft generiert werden, indem eine 
Erhöhung der Bekanntheit als Unternehmen und Leistungsgemeinschaft erfolgt und ferner 
durch die Beibehaltung der Standortortattraktivität eine Sicherung ihres Geschäftsfeldes 
erzielt wird (Ringle 2013b). Ein weiteres Argument für die Unterstützung gesellschafts-
nützlicher Aufgaben durch Volks- und Raiffeisenbanken ergibt sich durch die Berück-



Die Ko-Produktion von freiwilligen kommunalen Aufgaben  377 
 

sichtigung des MemberValue-Ansatzes der Kreditgenossenschaften. Der MemberValue 
ist dabei die genossenschaftsspezifische Umsetzung der Kooperationsrente für die Mit-
glieder und entspricht somit dem genossenschaftlichen Eigentümerwert der Zusammenar-
beit (Theurl 2013, S. 83).13 Erste Untersuchungen zeigen, dass neben den direkt durch den 
MemberValue geschaffenen Effekten in Bezug auf ökologische, ökonomische und soziale 
Nachhaltigkeitsleistungen auch Kollateral- oder Sekundäreffekte entstehen, die gesamt-
wirtschaftliche und gesellschaftliche Ausprägungen haben (Klein 2014, S. 22). Dieses 
könnte für die Praxis bedeuten, dass sich Kreditgenossenschaften an der Förderung von 
finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen beteiligen, die in der Ko-Produktion von freiwil-
ligen kommunalen Aufgaben tätig sind, deren Ziel es ist, einer Abwertung der Attraktivi-
tät ihrer Kommune als Wohn- und Lebensraum zu verhindern. Mit diesem Vorgehen er-
zielt die Kreditgenossenschaft einen indirekten zukünftigen Einfluss auf ihre geschäftli-
che Entwicklung bzw. auf die Entwicklung ihres Geschäftsgebiet und somit auch des 
MemberValues.  

Gesellschaftliche Verantwortung kann für die Sparkassen auch aus dem Corporate Ci-
tizenship Ansatz abgeleitet werden (Schäfer 2013, S. 29). Das Geschäftsmodell der Spar-
kassen basiert auf gemeinwohlorientierten Werten wie Nähe und Vertrauen, Verlässlich-
keit und Verantwortung –  alles Attribute, die auch einem „good corporate citizen“ zuge-
schrieben werden (Haasis 2009, S. 8). Durch umfangreiche kommunale Corporate Citi-
zenship-Aktivitäten der Sparkassen im Bereich der sozialen und kulturellen Aufgaben 
wird auf breiter Basis Sozialkapital aufgebaut (Brämer et al. 2010, S. 318). Dieses spielt 
für diese Institute eine große Rolle, da sie nicht wie andere Banken auf überregionale 
Wirtschaftsräume ausweichen können, sondern auf die Kommunen im jeweiligen Ge-
schäftsgebiet beschränkt sind. Diese lokale und regionale Verankerung geht mit bestimm-
ten Erwartungen bzw. Ansprüchen von zivilgesellschaftlichen Akteuren einher, sodass 
soziale Verantwortung von Sparkassen wie auch von Kreditgenossenschaften als Teil ih-
rer Geschäftsaktivitäten gesehen wird (Alich et al. 2010, S. 140). Die Förderung von fi-
nanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen durch Sparkassen oder Kreditgenossenschaften 
würde somit von den Bürgern in der Kommune oder Region als ein Beispiel für die Erfül-
lung ihrer sozialen Verantwortung gesehen. Hieraus ergibt sich auch ein kongruentes 
Vorgehen für die Ansprache beider Institutsgruppen durch die Verantwortlichen der fi-
nanziellen Bürgerbeteiligung vor Ort. Die meisten Kommunen liegen im Geschäftsbe-
reich jeweils einer Sparkasse und einer Kreditgenossenschaft, sodass jeweils im Einzelfall 
geprüft werden müsste, welches Institut aufgrund der jeweiligen Rahmenbedingungen für 
eine Förderung zur Verfügung stehen könnte. 

In welcher Form die Unterstützung von finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen 
durch Sparkassen und Kreditgenossenschaften erfolgen könnte und wie sie in die Unter-
nehmensstrategie eingebettet werden könnte, wird nun abschließend erörtert. 

5 Fazit und Ausgestaltung der möglichen 
Unterstützungsaktivitäten 

Dieser Beitrag zeigt die ersten Erkenntnisse über die Berücksichtigung von finanziellen 
Bürgerbeteiligungsmodellen in der Ko-Produktion von freiwilligen kommunalen Aufga-
ben unter Einbeziehung von Sparkassen und Kreditgenossenschaften auf. Dabei wurden 
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die beiden Fragestellung des „Sollens“ und der „Art der Unterstützung“ aus Sicht der bei-
den zugrunde liegenden institutionellen Rahmenbedingungen abgeleitet. Die zwei in die-
sem Beitrag identifizierten gesellschaftlichen Veränderungen – erstens eine Zunahme der 
Ko-Produktion von kommunalen Aufgaben mit dem Entstehen von finanziellen Bürger-
beteiligungsmodellen und zweitens eine steigende Bedeutung der Corporate Citizenship-
Rolle von Sparkassen und Kreditgenossenschaften –  bedingen eine zukünftige Positionie-
rung der beiden Institutsgruppen in Bezug auf finanzielle Bürgerbeteiligungsmodelle. Es 
konnte aufgezeigt werden, dass die beiden Finanzintermediäre schon auf Basis ihrer insti-
tutionellen Vorgaben (öffentlicher Auftrag/ Mitgliederförderung in Kombination mit dem 
Regionalprinzip) und der Corporate Citizenship eine Berücksichtigung der Förderung 
bzw. Begleitung von finanziellen Bürgerbeteiligungsmodellen anstreben könnten. Der ge-
sellschaftliche Wertewandel, der sich in einer größeren öffentlichen Sensibilität für sozia-
le und ökologische Herausforderung zeigt, bedingt eine Neujustierung der Institute und 
Ausrichtung der Geschäftsstrategie auf ein nachhaltiges Wirtschaften bzw. nachhaltiges 
Banking (Schmidt/Folkerts 2012, S. 97; Roland Berger Strategy Consultants GmbH 
2012). Dabei haben die Sparkassen und auch die Kreditgenossenschaften „eine hervorra-
gende, im Markt einzigartige Ausgangsposition. Während Wettbewerber durch Neuposi-
tionierung eine Identität von Verantwortung und gesellschaftlichem Engagement aufbau-
en müssen, haben Sparkassen und [Kreditgenossenschaften] hier [schon] ein solides Fun-
dament“ geschaffen, das in der Zukunft noch weiterentwickelt werden wird bzw. werden 
sollte (Peylo 2012, S. 222). Anhand eines ressourcenbasierten Wertschöpfungsmodells 
zeigt Schäfer erste Ansätze auf, wie eine Umsetzung in das tägliche Bankgeschäft erfol-
gen kann (Schäfer 2013, S. 31-32). Das Nachhaltigkeits-Fundament der Sparkassen und 
Kreditgenossenschaften könnte durch eine direkte/ indirekte Unterstützung von finanziel-
len Bürgerbeteiligungsmodellen bzw. in einigen Fällen auch durch die Initiierung solcher 
Modelle weiter gestärkt werden. Zu berücksichtigen ist dabei, dass in den hier aufgezähl-
ten Maßnahmen unterschiedliche Interessenskonflikte der beteiligten Parteien zugrunde 
liegen können und es dadurch in der praktischen Umsetzung immer zu einer Einzelfall-
prüfung kommen muss. Grundsätzlich kann die direkte Unterstützung der finanziellen 
Bürgerbeteiligung durch Sparkassen und Kreditgenossenschaften in vier Bereiche einge-
teilt werden: 

 
‒ ideelle Unterstützung in Form von Wissensvermittlung und Weitergabe von Erfah-

rungswissen. Konkret kann das für die Praxis bedeuten, dass die Institute oder deren 
Verbände als fachlicher Ansprechpartner zur Verfügung stehen. Die Einrichtung eines 
Gründungszentrums durch einen Genossenschaftsverband und die damit einherge-
hende Begleitung von Bürgerbeteiligungen bei der Konzeption inklusive Prüfung von 
Businessplänen stellt eine mögliche Form dieser fachlichen Unterstützung dar (Berg 
2013, auch Degens/Blome-Drees 2013). Auf Seiten der Sparkassen könnte diese Un-
terstützung bedeuten, dass Fach- und Führungskräfte der lokalen Sparkasse engagier-
ten Bürgern hilfreiche Informationen überlassen bzw. ihr Fachwissen kostenlos zur 
Verfügung stellen (Schmidt/Folkerts 2012, S. 99), 

‒ sachliche Unterstützung in Form von Bereitstellung von Versammlungsräumen und 
technischem Support (hosting der Homepage und Betreuung von Datenbanken der 
Bürgerbeteiligungen, EDV-Abwicklung usw.), 

‒ personelle Unterstützung der organisierten Bürgerbeteiligung in Form der Mitarbeit in 
den Leitungsorganen der Bürgerbeteiligung durch Führungskräfte oder Mitarbeiter 
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von Sparkassen oder Kreditgenossenschaften; fallweise Unterstützung der Bürgerbe-
teiligung durch Überlassung von Mitarbeitern der Kreditinstitute oder Übernahme 
von anfallenden Verwaltungsaufgaben für die Bürgerbeteiligung,  

‒ finanzielle Unterstützung in Form einer symbolischen gesellschaftsrechtlichen Betei-
ligung an der Bürgerbeteiligung oder durch Zustiftungen in das Vermögen der enga-
gierten Stiftungen. Ferner könnten die Sparkasse oder Kreditgenossenschaft durch die 
Einräumung von Sonderkonditionen für Bankdienstleistungen bzw. durch reduzierte 
Kreditkonditionen eine finanzielle Unterstützung der Bürgerbeteiligungsmodelle dar-
stellen. 
 

Eine indirekte Unterstützung kann vorliegen, wenn die Gremien der Kreditinstitute in den 
Beratungsprozess der Kommunalverwaltung einbezogen werden bzw. im Rahmen der po-
litischen Diskussion in den Stadt- bzw. Kommunalräten gehört werden. Die traditionell 
enge Verbundenheit von Sparkassen und Kreditgenossenschaften mit den Gemeinden, Krei-
sen und kommunalen Zweckverbänden lässt sie die Rolle eines Bindegliedes zwischen 
staatlichen Institutionen und den finanziellen Bürgerbeteiligungen einnehmen (Hoppens-
tedt 2004, S. 7). In den Konsultationen können verschiedene Best-Practise-Lösungen vor-
gestellt werden und Erfahrungswissen aus anderen Teilen Deutschlands geteilt werden. 

Anmerkungen 
 

1 Auf dieses Vorgehen bzw. diese Situation in deutschen Kommunen wurde regelmäßig in den Expertenin-
terviews hingewiesen. 

2 In der wissenschaftlichen Literatur finden sich bereits zahlreiche Darstellungen für diese Art von Koope-
rations-Projekten: Lang/Roessl 2011 untersuchen die Governance von Community Co-operatives; 
Schwalb 2011, Lenk et al. 2009 und Freisburger 2000 betrachten Kultureinrichtungen; der Bäderbereich 
steht bei Thaler et al. 2013 im Mittelpunkt; im Bereich der Erneuerbaren Energien wird bei Theuv-
sen/Hansen 2013 der Sektor Biogas untersucht und bei Kahla/Holstenkamp 2014 die einzelnen Motive 
von finanziell beteiligten Bürgern; Oppen et al. 2003 beschäftigen sich mit Public Private Partnerships 
(PPP) im Feld sozialer Dienstleistungen; Ambrosius 2013 erinnert an das bürgerschaftliche Engagement 
und Andeßner et al. 2013 diskutieren über Öffentliche Dienstleistungsnetzwerke. 

3 Der in dieser Beitrag verwendete Begriff der „finanziellen Bürgerbeteiligung“ ist nicht deckungsgleich 
mit dem Begriff der „Bürgerfinanzierung“, der im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Bürgerbetei-
ligung im Bericht der Expertenkommission (Fratzscher-Kommission) zur „Stärkung von Investitionen in 
Deutschland“ verwendet wird (Expertenkommission 2015, S. 46-47). 

4 Volksbanken und Raiffeisenbanken haben zahlreiche Verbindungen zu den Bürgerstiftungen, vertreten durch 
das Kompetenzzentrum Aktive Bürgerschaft e.V. (siehe Nährlich 2010 oder 2014); Sparkassen agieren über 
diverse Sparkassenstiftungen, teilweise auch als Bürgerstiftung (siehe www.sparkassenstiftungen.de oder 
Blunck 2011). 

5 Auch als Social Impact Investments (SII) bezeichnet und in deutsch-sprachigen Publikationen als „Wir-
kungsorientierte Investitionen (WI)“ bzw. „Wirkungsorientiertes Investieren (WI)“ übersetzt (National 
Advisory Board Deutschland 2014). 

6 Zur Ausgestaltung der einzelnen Fremdfinanzierungsinstrumente, siehe Wöhe/Döring 2013, S. 546-564. 
7 Beispielsweise können hier finanzielle Bürgerbeteiligungsmodelle im Bereich der Erneuerbaren Energien 

genannt werden, wie z.B. Energiegenossenschaften, die in den letzten Jahren einen starken Zuwachs in 
Deutschland erfahren haben (Degenhart/Schomerus 2014, Vogt 2013, S. 143-144). Aufgrund von Verän-
derungen der gesetzlichen Rahmbedingungen ist zwar seit 2014 eine Stagnation bei den Neugründungen 
festzustellen, doch anhand dieses Sektors kann aufgezeigt werden, dass bei passenden Rahmenbedingun-
gen die finanzielle Bürgerbeteiligung eine Option für die kommunale Aufgabenerfüllung ist (Mül-
ler/Holstenkamp 2015, S. 4, Müller et al. 2015). Grundsätzlich können diese Bürgerenergiegenossenschaf-
ten mit ihrer speziellen institutionellen Konstitution als Muster für weitere Formen der finanziellen Bür-
gerbeteiligung in anderen Bereichen (Sport, Kultur usw.) dienen, da sie politische, soziale und finanzielle 

http://www.sparkassenstiftungen.de
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Aspekte von Bürgerbeteiligung und Ko-Produktion in sich vereinen und für die öffentliche Aufgabener-
füllung anwendbar machen (Yildiz et al. 2015, S. 61). 

8 In Niedersachsen finden sich einige Aspekte des Auftrags in § 4 des Niedersächsischen Sparkassengeset-
zes (NSpG). 

9 Siehe die von Göler von Ravensburg 2010, S. 32-39 aufgeführten Verweise auf die Arbeiten von Engel-
hardt, Schmale, Blome-Drees, Zerche, Münker und Beuthien.  

10 Zur Einordung des Regionalprinzip in die Banktheorie, siehe Gärtner 2008. 
11 Zu den Parallelen des amerikanischen Community Reinvestment Act (CRA) zum Regionalprinzip der 

deutschen Sparkassen, siehe Reifner et al. 1998. 
12 Backhaus-Maul et al. 2010; Pies/Koslowski 2011; Braun 2010. 
13 Zur MemberValue-Strategie von Genossenschaftsbanken, siehe Tschöpel 2013. 
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